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A b s c ii r i i L 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 9. Juli 1971 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 369. Sitzung am 9. Juli 1971 be- 
schlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 24. Juni 1971 
verabschiedeten 

Gesetz über die Förderung des wissenschaft- 
lichen Nachwuchses an den Hochschulen 
(Graduiertenförderungsgesetz — GFG) 

— Drucksachen VI/1860, VI/2118, ^ VI/2118, 
Nachtrag zu VI/2118, VI/2292 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Koschnick 


Bonn, den 9. Juli 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 25. Juni 1971 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Kosdinick 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verla-? Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksadle VI/2416 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über die Förderung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses an den Hochschulen 
(Graduiertenförderungsgesetz — GFG) 


1. Zu § 13 

a) In Absatz 1 sind die Worte „Bund und Länder 
tragen je die Hälfte" durch die Worte „Der 
Bund trägt 75 vom Hundert, die Länder tra- 
gen 25 vom Hundert" zu ersetzen. 

Begründung 

Im Hinblick auf die bevorstehenden beträcht- 
lichen Ausgabensteigerungen im gesamten 
Bildungsbereich, die ganz überwiegend die 
Haushalte der Länder belasten, ist es uner- 
läßlich, überall dort die Ausgaben in Grenzen 
zu halten und nach Möglichkeit sogar zurück- 
zuführen, wo die finanzielle Beteiligung der 
Länder von der Sache her nicht zwingend ge- 
boten ist. Anderenfalls ist zu befürchten, daß 
notwendige Maßnahmen auf dem Bildungs- 
sektor, die den Ländern obliegen, nicht durch- 
geführt werden können. 

Um den Ländern die Erfüllung ihrer vordring- 
lichen Aufgaben im Bildungsbereich zu er- 
möglichen und um seiner besonderen Mitver- 
antwortung Rechnung zu tragen, sollte der 
Bund deshalb 75 v. H, der Ausgaben über- 
nehmen. Die vom Bund gewünschte Mitver- 
antwortung der Länder kommt auch in einem 
Länderanteil von 25 v. H. hinreichend zum 
Ausdruck. 

Wenn dem Verlangen nicht entsprochen wer- 
den sollte, wird der Bundesrat prüfen müs- 
sen, die Zustimmung zu dem Gesetz bis 
zum Abschluß der Verhandlungen über das 
Beteiligungsverhältnis an der Umsatzsteuer 
ab 1972 zurückzustellen. Die Lastenverteilung 
in der durch das vorliegende Gesetz bestimm- 
ten Form kann von den Ländern unter Be- 
rücksichtigung ihrer kräftig steigenden Aus- 
gabeverpflichtungen im sonstigen Bildungs- 
bereich und auf anderen Gebieten, z. B. den 
Personalausgaben, nur bei einer befriedigen- 
den Regelung der Steuerneuverteilung getra- 
gen werden. 

b) In Absatz 2 Satz 3 sind die Worte „kann im 
Benehmen mit den Ländern von diesem Ver- 


teilungsschlüssel abweichen" durch die Worte 
„wird ermächtigt, durch Rechtsver Ordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates einen abwei- 
chenden Verteilungsschlüssel festzusetzen" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Den Ländern sollte — nicht zuletzt im Hin- 
blick auf die mittelbaren Auswirkungen auf 
die Länderhaushalte — bei der Festsetzung 
eines abweichenden Verteilungsschlüssels ein 
Mitentscheidungsrecht eingeräumt werden. 


2. Zu § 15 

Es sind in Absatz 1 die Worte „Im Haushaltsjahr 
1971" durch die Worte „In den Haushaltsjahren 
1971 und 1972" zu ersetzen und Absatz 2 zu 
streichen. 

Begründung 

Es bestehen erhebliche verfassungspolitische Be- 
denken dagegen, daß in Geldleistungsgesetzen 
nach Artikel 104 a Abs. 3 GG die Bestimmung 
über die Finanzierungsbeteiligung des Bundes 
einer Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund 
und Ländern übertragen wird. Eine solche Lö- 
sung befriedigt deshalb nicht, weil die vorgese- 
hene Verwaltungsvereinbarung eine einheitliche 
Länderauffassung voraussetzt, während im Ge- 
setzgebungsverfahren ein Mehrheitsbeschluß ge- 
nügt. Aus diesen Gründen kann an der Vor- 
schrift des § 15 Abs. 2 nicht festgehalten wer- 
den. 

Mit Rücksicht darauf, daß die Bundesregierung 
für 1972 eine höhere Bundesbeteiligung er- 
möglichen will, als sie in § 13 Abs. 1 des Ge- 
setzes vorgesehen hat, ist es geboten, die für 
1971 vorgesehene Regelung auch auf 1972 aus- 
zudehnen. Es ist dies auch deshalb gerechtfer- 
tigt, weil der durch die höhere Bundesbeteili- 
gung vorgesehene Entlastungseffekt für die Län- 
der erst 1972 voll wirksam wird. 
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